Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3194 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 

Änderung von Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469) wird wie folgt geändert: 


1. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monatlich 
bei einer Mindenmg der Erwerbsfähigkeit 

um 30 vom Hundert 30 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert 
um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbsunfähigkeit 150 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwer- 
beschädigte, die das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben, um 10 Deutsche Mark.“ 


40 Deutsche Mark, 
55 Deutsche Mark, 
70 Deutsche Mark, 
90 Deutsche Mark, 
110 Deutsche Mark, 
130 Deutsche Mark, 


2. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 
75 Deutsche Mark monatlich.“ 


3. § 41 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) § 33 Abs. 2 und 3 findet entsprechen- 
de Anwendung.“ 


4. 5 46 erhält folgende Fassung: 

4 46 

Die Grundrente beträgt bei Waisen, de- 
ren Vater oder Mutter noch leben, 25 Deut- 
sche Mark, bei Waisen, deren Vater und 
Mutter nicht mehr leben, 40 Deutsche Mark 
monatlich.“ 

5. § 47 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 33 Abs. 2 und 3 findet Anwen- 
dung, Absatz 2 jedoch mit folgender Maß- 
gabe: Einkünfte im Sinne des Satzes 2 
gelten mit dem 10 Deutsche Mark monat- 
lich übersteigenden Betrage als sonstiges 
Einkommen. Von Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit im Sinne des § 19 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes 
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bleiben 20 Deutsche Mark monatlich und 
von dem darüber hinausgehenden Betrage 
vier Zehntel, von Einkünften aus nicht- 
selbständiger Arbeit im Sinne des § 19 Abs. 
1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes 
10 Deutsche Mark monatlich außer Ansatz.“ 

6. § 51 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung; 

„(1) Die volle Elternrente beträgt mo- 
natlich 

bei einem Elternpaar 130 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 90 Deutsche Mark. 

(2) Elternrente ist nur insoweit zu ge- 
währen, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monatsbe- 
träge nicht übersteigt; 

bei einem Elternpaar 210 Deutsche Mark, 
bei einem Eltern teil 140 Deutsche Mark.“ 

Bonn, den 8. Februar 1957 


Artikel 2 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Anwendung des Gesetzes im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. 


Feiler und Fraktion 
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